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Bericht der Bundesregierung 
zur Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 11. Dezember 1963 
betreffend das Entwicklungshilfe-Steuergesetz 


1. Entschließung des Deutschen Bundestages 

Der Deutsche Bundestag hat bei den Beratungen über das von ihm 
beschlossene Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von 
privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern (Entwicklungshilfe- 
Steuergesetz) in seiner 101. Sitzung am 11. Dezember 1963 auf Vor- 
schlag des Finanzausschusses — vgl. Drucksache IV/1691 — folgende 
Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag bis zum 
31. Dezember 1966 über die sachlichen und finanziellen Auswir- 
kungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes zu berichten." 


2. Gegenstand des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

Das Entwicklungshilfe-Steuergesetz vom 23. Dezember 1963 (BGBl. I 
S. 1013) ist am 31. Dezember 1963 verkündet worden und am folgen- 
den Tage in Kraft getreten. Es gilt rückwirkend für folgende nach dem 
31. Dezember 1962 durchgeführten Kapitalanlagen in Entwicklungs- 
ländern: 

a) Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in Entwicklungsländern, 
die anläßlich der Gründung oder einer Kapitalerhöhung erworben 
worden sind, 

b) Einlagen in Personengesellschaften in Entwicklungsländern zum 
Zweck der Gründung oder einer erheblichen Erweiterung des Un- 
ternehmens und 

c) Betriebsvermögen, das einem Betrieb oder einer Betriebstätte 
des Steuerpflichtigen in Entwicklungsländern zum Zweck der 
Gründung oder einer erheblichen Erweiterung des Betriebs (der 
Betriebstätte) zugeführt worden ist. 

Die Vergünstigungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes beste- 
hen darin, daß bei Durchführung solcher Kapitalanlagen für die Er- 
mittlung des Gewinns ein Bewertungsabschlag bis zur Höhe von 
15 V. H. der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Kapitalanla- 
gen vorgenommen und außerdem eine gewinnmindernde Rücklage 
bis zur Höhe von 50 v. H. der um den Bewertungsabschlag verminder- 
ten Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Kapitalanlagen ge- 
bildet werden kann. Diese Rücklage ist vom sechsten auf ihre Bildung 
folgenden Wirtschaftsjahr an jährlich mit mindestens einem Sechstel 
gewinnerhöhend aufzulösen. Die Vergünstigungen des Entwicklungs- 
hilfe-Steuergesetzes gelten auch für die Ermittlung des Gewerbe- 
ertrags und für die Ermittlung des Einheitswerts des gewerblichen 
Betriebs. Es treten daher auch bei der Gewerbesteuer und bei der 
Vermögensteuer Steuervergünstigungen ein. 


3. Statistische Erhebungen 

Das Bundesfinanzministerium hat, um dem Ersuchen des Bundes- 
tages nachkommen zu können, im Einvernehmen mit den Ländern 
bei den Finanzämtern eine Erhebung (Geschäftsstatistik) über die In- 
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anspruchnahme der steuerlichen Vergünstigungen nach dem Entwick- 
lungshilfe-Steuergesetz in den Veranlagungszeiträumen 1963 und 
1964 durchführen lassen. Im Rahmen dieser Statistik ist neben ande- 
ren, für den Bericht relevanten Merkmalen auch der Steuerausfall 
oder - — vom Steuerpflichtigen aus betrachtet — die Steuerersparnis 
festgestellt worden, die sich durch die Ausnutzung der Steuerver- 
günstigung ergab (d. h. es wurde von dem jeweiligen Finanzamt für 
jeden Steuerpflichtigen die Steuerschuld vor und nach Inanspruch- 
nahme der Vergünstigung errechnet). Hierdurch konnten die Steuer- 
mindereinnahmen so exakt festgestellt werden, wie es bisher kaum 
möglich war. 

Die Ergebnisse dieser Statistik sind aus den — als Anlagen 1 bis 4 
beigefügten — Übersichten ersichtlich. Diese Übersichten geben im 
einzelnen ein Bild über die Inanspruchnahme und die finanziellen 
Auswirkungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes in den Veran- 
lagungszeiträumen 1963 und 1964 nach 

Bundesländern (Anlage 1) 

Entwicklungsländern (Anlage 2) 
Wirtschaftszweigen (Anlage 3) und 
Rechtsformen (Anlage 4). 


4. Gesamtüberblick über die Auswirkungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes 

Zusammengefaßt lassen sich die Auswirkungen des Entwicklungs- 
hilfe-Steuergesetzes für die beiden von der Statistik erfaßten Jahre 
wie folgt darstellen: 


Art der Kapitalanlagen und Umtang der 
Steuervergünsligimgen 

1963 

in IOC 

1 Zuwachs 

1964 1964 gegen- 

tiber 1963 

)0 DM 1 in V. H. 

1. Steuerbegünstigte Kapitalanlagen in Entwicklungs- 




ländern in Form 




a) einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft .... 

60 742 

100 052 

81,1 + 64,7 

b) einer Einlage in einer Personengesellschaft 

4 216 

1 1 246 

9,1 +166,7 

c) einer Zuführung von Betriebsvermögen in den eige- 




nen Betrieb (in die eigene Betriebstätte) des Steuer- 




pflichtigen 

10 189 

12 103 

9,8 + 18,8 

Kapitalanlagen insgesamt . . . 

75 147 

123 401 

100,0 + 64,2 

darunter 




Buchwert der Sacheinlagen . . 

26 954 

32 091 

26,0 + 19,1 

2. Inanspruchnahme der steuerlichen Vergünstigungen in 




Form 




a) eines Bewertungsabschlages 

8 806 

16 073 

23,7 + 82,5 

b) einer steuerfreien Rücklage 

29 292 

51 776 

76,3 + 76,8 

insgesamt . . . 

38 098 

67 849 

100,0 + 78,1 

3. Steuerausfälle bei der 




a) Einkommen- und Körperschaftsteuer 

17 778 

32 430 1 

' 77,2 4- 82,4 

b) Gewerbesteuer 

4 593 

9 105 

21,7 + 98,2 

c) Vermögensteuer 

— 

494 

IJ 

insgesamt . . . 

22 371 

42 029 

100,0 + 87,9 
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Im Rahmen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes wurden 1963 
75,1 Millionen DM und 1964 123,4 Millionen DM in Entwicklungslän- 
dern angelegt (Steigerungsrate 64,3 v. H.). Die Sacheinlagen betrugen 
1963 34,6 V. H. und 1964 26,1 v. H. des Kapitaleinsatzes. 

Das Schwergewicht der steuerbegünstigten Kapitaleinlagen liegt 
in der Beteiligung deutscher Unternehmen an Kapitalgesellschaften 
in Entwicklungsländern. Auf diese Form der Anlage entfielen sowohl 
1963 als auch 1964 mehr als 80 v. H. der Kapitalanlagen überhaupt. 
Daneben haben die beiden anderen begünstigten Anlageformen — 
Einlage in eine Personengesellschaft und Zuführung von Betriebs- 
vermögen in den eigenen Betrieb oder in die eigene Betriebstätte — 
eine verhältnismäßig geringe Bedeutung. 

Bemerkenswerterweise haben nicht alle Steuerpflichtigen — wie 
die folgende Gegenüberstellung zeigt — die Möglichkeit der Inan- 
spruchnahme des Bewertungsabschlags und der steuerfreien Rück- 
lage im größtmöglichen Umfange ausgenutzt. 



Bewertungs- 

abschlag 

in 

1 steuerfreie 

1 Rücklage 

v. H. 

zulässig 

15,0 

42,5 1) 

tatsächlich geltend gemacht 



1963 im Durchschnitt 

11,7 

39,0 

1964 im Durchschnitt 

13,0 

42,0 


Bei einem Bewertungsabschlag von 11,7 v. H. bzw. 13,0 v. H. der 
Kapitalanlage hätte die höchstmögliche Rücklagenbildung 44,15 v. H. 
bzw. 43,5 V. H. der Kapitalanlage betragen können. 

Die Gründe für die nicht volle Inanspruchnahme der steuerlichen 
Vergünstigungen lassen sich nicht eindeutig feststellen, doch kann 
angenommen werden, daß die Gewinnlage oder bilanzpolitische Über- 
legungen einzelner Unternehmen hierbei eine Rolle gespielt haben. 

Die Steuermindereinnahmen 2) beliefen sich in den beiden Jahren 
auf 22,4 Millionen DM bzw. auf 42,0 Millionen DM, wobei das Haupt- 
gewicht naturgemäß bei der am stärksten zugreifenden Einkommen- 
und Körperschaftsteuer lag. Bei der Vermögensteuer konnte sich die 
Vergünstigung erstmals im Jahre 1964 auswirken. Nach Bundeslän- 
dern betrachtet (vgl. Anlage 1) entstanden die höchsten Steueraus- 
fälle im Lande Nordrhein-Westfalen (1964: 15,8 Millionen DM 

= 37,6 V. H. der Gesamtsteuerausfälle), das auch den Hauptteil zu 
dem Aufkommen aus Einkommen-, Körperschaft-, Gewerbe- und Ver- 
mögensteuer beiträgt (1964 30,2 v. H.). Den relativ stärksten Steuer- 
ausfall hatte jedoch Hessen zu verzeichnen (1964 Anteil am Steuer- 
ausfall durch das Entwicklungshilfe-Steuergesetz 13,5 Millionen DM 
= 32,2 V. H. der gesamten Steuermindereinnahmen, Anteil am Ge- 
samtaufkommen der vier Steuerarten 10,4 v. H.). 

Das Entwicklungshilfe-Steuergesetz wurde — wie aus den Anla- 
gen 1, 3 und 4 ersichtlich ■ — 1963 und 1964 jeweils von 107 Steuer- 
pflichtigen — also einer relativ geringen Zahl — in Anspruch ge- 


') Berechnet wie folgt: Kapitalanlage (100) X Bewertungsabschlag (15) = 85, 
davon 50^/oige Rücklagenbildung = 42,5 v. H. der Kapitalanlage. 

-) Bei den Steuerniindereinnahmen handelt es sich zum Teil nicht um end- 
gültige Steuerausfälle, da die spätere Auflösung der steuerfreien Rück- 
lage und die im Fall einer Veräußerung der Kapitalanlagen stattfindende 
Realisierung der durch den Bewertungsabschlag gebildeten stillen Rück- 
lage zu entsprechenden Steuermehreinnahmen führt. 
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nommen. Im Jahre 1963 sind von diesen Steuerpflichtigen 142 und im 
Jahre 1964 153 Projekte in verschiedenen Entwicklungsländern finan- 
ziert worden (vgl. Anlage 2), d. h. einzelne Steuerpflichtige haben in 
mehreren Entwicklungsländern Investitionen und — wie die Anlagen 
weiterhin zeigen — mit steigendem Kapitaleinsatz vorgenommen. 

5 , Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 

Die Kapitalanlagen, für die die Vergünstigungen nach dem Entwick- 
lungshilfe-Steuergesetz in Anspruch genommen worden sind, ver- 
teilen sich auf die einzelnen Erdteile wie folgt (vgl. auch Anlage 2) : 



1963 1 1964 

in V. H. 

der Gesamtkapitalanlagen 

Europa 

27,2 

26,3 

Afrika 

18,4 

9,9 

Asien 

22,9 

36,5 

Amerika 

31,5 

27,3 

insgesamt ... 

100,0 

100,0 


Die Verteilung der Kapitalanlagen auf die einzelnen Entwicklungs- 
länder zeigt • — zusammengefaßt für die Jahre 1963 und 1964 ■ — fol- 
gendes Bild: 

in V. 1 1. 

der Gesamtkapitalanlage 


Spanien 19,2 

Indien 14,0 

Mexiko 9,4 

Brasilien 9,2 

Türkei 4,4 

Argentinien 4,0 

Griechenland 3,9 

Afghanistan 3,5 

Portugal 3,5 

Elfenbeinküste 2,9 

Süd-Vietnam 2,5 

Nigeria 1,5 

Irak 1,5 

Sudan 1,4 

Thailand 1,4 

Pakistan 1,2 

83,5 

Rest: übrige Länder 16,5 


insgesamt . . . 100,0 

Vorstehende Tabelle dürfte wegen des kurzen Berichtszeitraums 
noch erheblich von Zufälligkeiten mitgeprägt sein. Im Laufe der Zeit 
werden vermutlich Verschiebungen in der Rangfolge eintreten; so 
könnte z. B. mit einem stärkeren Wachstum der Kapitalanlagen in 
den Ländern Argentinien und Brasilien gerechnet werden. 
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6. Beteiligung der einzelnen Wirtschaftszweige am Kapitalaufkommen 
nach dem Entwicklungshilfe-Steuergesetz 

An dem Kapitalaufkommen nach dem Entwicklungshilfe-Steuer- 
gesetz beteiligten sich die einzelnen Wirtschaftszweige mit folgenden 
Anteilen (vgl. auch Anlage 3): 



1963 1 

1964 


in V. H. 

der Gesamtkapitalanlagen 

Landwirtschaft 

0,3 

— 

Energiewirtschaft, Wasserversorgung 
und Bergbau 

3,3 

0,8 

Verarbeitendes Gewerbe 

58,6 

60,8 

Baugewerbe 

13,1 

29,9 

Handel 

7.7 

4,4 

Verkehr 

0,3 

— 

Kreditinstitute und Versicherungen .... 

0,6 

0,8 

Dienstleistungen 

(einschließlich freie Berufe) 

16,1 

3,3 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 


Der weitaus größte Anteil an den Kapitalanlagen entfällt demnach 
auf das verarbeitende Gewerbe, insbesondere auf die Industrie 
(Chemie, Mineralverarbeitung, Kunststoffe, Maschinen- und Fahr- 
zeugbau, Elektroindustrie, Feinmechanik und Optik) sowie in zweiter 
Linie auf das Baugewerbe. 

In welchen Wirtschaftszweigen der Entwicklungsländer die Kapital- 
anlagen verwendet wurden, ließ sich nicht auswerten; es kann aber 
davon ausgegangen werden, daß der überwiegende Teil in den glei- 
chen Wirtschaftszweigen angelegt worden ist, denen auch die deut- 
schen Steuerpflichtigen angehören. 


7. Rechtsformen der Investoren 

Nach Rechtsformen der Investoren ergibt sich folgendes Bild: 


Rechtsform 

1963 

Steuei 

1964 


Steuerpflichtige 

Kapitalanlagen 

insgesamt 

pflichtige 

Kapitalanlagen 

insgesamt 

Zahl 

Anteil 
in V. H. 

in Millio- 
nen DM 

Anteil 
in v. H. 

Zahl 

Anteil 
in V. H. 

in Millio- 
nen DM 

Anteil 
in v. FI. 

1. Aktiengesellschaft 

31 

29,0 

44,5 

59,2 

27 

25,2 

85,0 

68,9 

2. GmbH 

27 

25,2 

14,9 

19,8 

27 

25,2 

12,0 

10,0 

3. Personengesellschaften . . 

33 

30,8 

11,8 

15,7 

37 

! 

34,6 

23,6 

19,1 

4. Einzelunternehmen 

16 

15,0 

4,0 

5,3 

i 16 

1 

15,0 

2,8 

2,0 

5. Insgesamt 

107 

100,0 

75,2 

100,0 

1 107 

100,0 

123,4 

100,0 
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Dem Volumen der Kapitalanlagen nach entfällt der Hauptanteil auf 
Kapitalgesellschaften, insbesondere Aktiengesellschaften. Von den 
'Möglichkeiten des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes haben wohl über- 
wiegend größere, kapitalstärkere Unternehmen Gebrauch gemacht, 
wie die relativ hohen durchschnittlichen Steuerersparnisse der Steuer- 
pflichtigen (Angaben für 1964) zeigen: 




davon 

Inanspruchnahme der 
Steuervergünstigung und 
Steuerentlastung 

alle Steuer- 
pfliditigen 

Kapital- 

gesellschaft 

Personen- 
gesellschaft 
und Einzel- 
unter- 
nehrnen 

1. Inanspruchgenommene 
Vergünstigungen 
(Bewertungsabschlag, 
steuerfreie Rücklage) 

in Millionen DM 

67,8 

53,2 

14,6 

2. Steuerausfall bei der 
Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer 

in Millionen DM 

32,4 

i 

25,6 

6,8 

3. durchschnittliche Entla- 
stung an Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 
in V. H. der Ziffer 1 .... 

47,8 

48,1 

46,6 


8. Schlußbetrachtung 

Nach dem Entwicklungshilfe-Steuergesetz sind — wie erwähnt — 
Kapitalanlagen 


1963 in Höhe von 75,1 Millionen DM 

und 1964 in Höhe von 123,4 Millionen DM 

(Steigerungsrate 64,2 v. H.) begünstigt worden. Davon entfallen auf 
Bareinlagen 1963 48,1 Millionen DM (64 v. H.) und 1964 91,3 Mil- 
lionen DM (74 V. H.) sowie auf Sacheinlagen 1963 27 Millionen DM 
(36 V. H.), 1964 32,1 Millionen DM (26 v, H.). 

Die bei der Verabschiedung des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 
angenommene Inanspruchnahme der Steuervergünstigungen für pri- 
vate Kapitalinvestitionen in Entwicklungsländern ist — wie die Zah- 
len zeigen — gegenüber den ursprünglichen Erwartungen in den 
Jahren 1963 und 1964 zurückgeblieben (vgl. Drucksache IV/1476 vom 
23. September 1963). 

Eine Steigerung der deutschen Direktinvestitionen in Entwicklungs- 
ländern läßt sich für die beiden Berichtsjahre nicht feststellen. Die 
dem OECD-Ausschuß für Entwicklungshilfe gemeldeten Direktinvesti- 
tionen (Neuanlagen) betrugen 1963 202 Millionen DM und 1964 
198 Millionen DM. Allerdings kann aus diesen Zahlen nicht ohne 
weiteres geschlossen werden, daß das Entwicklungshilfe-Steuergesetz 
ohne jeden Einfluß auf die privaten Investitionen in Entwicklungs- 
ländern geblieben ist. Es läßt sich nämlich nicht feststellen, in welchem 
Ausmaß ohne das Entwicklungshilfe-Steuergesetz Investitionen unter- 
blieben wären. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß das Entwick- 
lungshilfe-Steuergesetz nur eine Maßnahme im Rahmen eines Bündels 
von Förderungsinstrumenten ist, die ihre Wirkung nur in ihrer 
Gesamtheit entfalten sollen. 
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Anlage 1 


Finanzielle Auswirkungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

in den Veranlagungszeiträumen 1963 und 1964 nach Bundesländern 


Bundesland 

Zahl der 
Steuer- 
pflichtigen 

Kapitalanlage (Bare 
in Entwickh 

in anderen 
Unternehmen 

inlage, Sacheinlage) 
ingsländern 

in eigener 
Betriebstätte 

1963 

1964 

1963 1 1964 

1963 1 1964 

in 1000 DM 

1 

2 

3 

4 1 5 

6 1 7 

1. Baden-Württemberg 

22 

22 

5 835 5 505 

912 1 433 

2. Bayern 

12 

14 

2 767 8 289 

2 043 — 

3. Berlin 

2 

4 

826 8 894 

1 773 — 

4. Bremen 

3 

4 

269 676 

— — 

5. Hamburg 

9 

2 

1 449 838 

322 — 

6. Hessen 

13 

9 

14 313 34 663 

695 2 272 

7. Niedersachsen 

6 

6 

9 587 11 894 

1 585 1 029 

8. Nordrhein-Westfalen 

36 

36 

29 42? 40 248 

2 620 6 855 

9. Rheinland-Pfalz 

3 

7 

333 183 

239 443 

10. Saarland 

1 





> . 

3 

108 

— 71 

11. Schleswig-Holstein^) 

J 




insgesamt . . . 

1 107 

107 

64 958 111 298 

10 189 12 103 


Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern vom 
23. Dezember 1963 (BGBl. I S. 1013). 

Zur Wahrung des Steuergeheimnisses sind die Ergebnisse für das Saarland und Schleswig-Holstein zusammen- 
gefaßt. 
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Anlage 1 


Inanspruchnahme der steuerlichen | Steuermindereinnahmen 


Bewertungs- 

abschlag 

steuerfreie 

Rücklagen 

Einkommen- und 
Körperschaftsteuer 

Gewerbesteuer 

Ver- 

mögen- 

steuer 

insgesamt 

1963 1 

1964 1 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 

1964 

1963 1 

i 1964 





in 

1000 DM 






8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 1 

13 i 

14 1 

15 1 

16 1 

1? 

1 18 

999 

1 016 

2 842 

2 924 

1 845 

1 085 

465 

432 

1 

19 

2 310 

1 536 

585 

1 213 

1 734 

3 438 

1 035 

2 363 

304 

633 

44 

1 339 

3 040 

368 

1 333 

1 105 

3 780 

504 

2 280 

199 

666 

50 

703 

2 996 

40 

33 

115 

308 

79 

152 

19 

36 

1 

98 

189 

248 

126 

j 744 

356 

477 

246 

124 

56 

6 

601 

308 

906 

3 807 

5 390 

16 894 

3 177 

10519 

866 

2 873 

133 

4 043 

13 525 

1 671 

1 939 

4 736 

5 493 

2 978 

3 402 

772 

924 

66 

3 750 

4 392 

3 879 

6 485 

12 319 

18 242 

7 474 

12 175 

1 789 

3 442 

174 

9 263 

15 791 

86 

94 

243 

265 

166 

154 

42 

28 

1 

208 

183 

• 

27 


76 

* 

54 


15 

— 


69 

8 806 

16 073 

29 292 

51 776 

17 778 

32 430 

4 593 

9 105 

494 

22 371 

42 029 
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Anlage 2 

Finanzielle Auswirkungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

in den Veranlagungszeiträumen 1963 und 1964 nach Entwicklungsländern^) 

Entwicklungsland 

Zahl der 
Kapital- 

Kapitalanlage (Bar-, Sacheinlage) in Entwicklungsländern 

Entwicklungs- 

ländern 

in anderen Unternehmen j 

in eigener Betriebstätte 

1963 

1964 

1963 1 

1964 1 

1963 1 

1964 


in 1000 

DM 



1 

2 1 

3 

4 1 

5 [ 

6 1 

7 

1. 

Afrika 

22 

20 

9 400 

10 557 

4 404 

1 644 


darunter 








Äthiopien 

2 


112 

— 

1 635 



Elfenbeinküste . . . 

2 

2 

3 741 

2 111 

— 

— 


Kongo (Brazz.) . . 

— 

2 

— 

1 564 

— 

— 


Liberia 

3 


1 551 


— 



Marokko 

3 

— 

799 

— 

1 030 

— 


Nigeria 


5 


2 231 

— 

104 


Sudan 

2 


171 


1 403 


2. 

Asien 

36 

35 

14 832 

44 365 

2 405 

681 


darunter 








Afghanistan .... 

4 


140 


672 

— 


Indien 

15 

14 

7 755 

19 893 

— 

133 


Irak 

2 

2 

1 403 

1 052 

299 

237 


Israel 

2 

2 

652 

199 

— 

— 


Pakistan 

4 

4 

937 

1 355 

— 

— 


Thailand 

2 

3 

1 397 

1 293 

— 

104 


Türkei 

3 

5 

831 

7 909 

5 

— 

3. 

Europa 

43 

54 

18 273 

29 164 

2 179 

3 326 


davon 








Griechenland .... 

5 

7 

2 134 

5 150 

413 

— 


Portugal 

5 

7 

769 

5 987 

106 

104 


Spanien 

33 

40 

15 370 

18 026 

1 660 

3 222 

4. 

Latein-Amerika . . 

41 

44 

22 453 

27 212 

1 201 

6 452 


darunter 








Argentinien 

7 

9 

2 236 

4 633 

1 045 

13 


Brasilien 

16 

17 

11 583 

6 643 

— 

— 


Chile 

3 

4 

500 

1 257 

114 

189 


Kolumbien 

2 

4 

449 

1 933 

— 

— 


Mexiko 

8 

5 

7 037 

11 629 

— 

— 

zusammen . . . 

142 

153 

64 958 

1 1 1 298 

10 189 

12 103 


h Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern vom 
23. Dezember 1963 (BGBl. I S. 1013). 

-) Zur Wahrung des Steuergeheimnisses können nur die Entwicklungsländer mit mehr als 1 Fall besonders ausgewie- 
sen werden. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1257 


Anlage 2 


Inanspruchnahme der steuerlichen Vergünstigung Steuermindereinnahmen insgesamt 


Bewertungsabscblag 

steuerfreie 

Rücklagen 

1963 

1964 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 



in 1000 DM 

8 1 

9 1 

1 10 1 

11 

1 12 

1 13 

1 678 

1 134 

4 982 

5 681 

4 012 

4 572 

255 

, 

746 


635 


555 

317 

1 593 

897 

1 391 

810 

— 

235 

— 

665 

— 

762 

128 

— 

399 


340 


256 

— 

770 

— 

550 

— 


177 


1 119 

. 

833 

146 

— 

414 


356 


1 582 

5713 

6 110 

18 540 

4 297 

15 723 

122 


345 


277 


807 

2 671 

2 551 

7 583 

1 787 

6 657 

165 

20 

469 

675 

416 

453 

98 

30 

277 

84 

205 

77 

201 

203 

596 

561 

381 

434 

9 

— 

694 

720 

449 

494 

125 

1 186 

355 

3 361 

243 

2 917 

2 451 

4 397 

8 056 

13 221 

6 462 

10 701 

177 

705 

698 

2 249 

569 

1 904 

128 

740 

363 

2 677 

257 

2 112 

2 146 

2 952 

6 995 

8 296 

5 635 

6 686 

3 095 

4 829 

10 144 

14 334 

7 600 

11 033 

349 

662 

1 535 

1 873 

934 

1 324 

1 990 

996 

4 941 

2 822 

3 833 

1 875 

92 

217 

268 

615 

182 

507 

67 

290 

191 

817 

170 

708 

855 

1 732 

3 091 

4 949 

2 366 

3 905 

8 806 

16 073 

29 292 

51 776 

22 371 

42 029 
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Dr ucksache V/1 257 Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Anlage 3 

Finanzielle Auswirkungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes ') 

in den Veranlagungszeiträumen 1963 und 1964 nach Wirtschaftszweigen 



Zahl 

der 


Steuerpflichtigen 

Wirtschaftszweig der Steuerpflichtigen 




1963 

1964 

1 1 

2 1 

3 

0 Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fischerei 

Ul 3 


1 Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau 

|) 


2 Verarbeitendes Gewerbe 

67 

76 

20/21 Chemische Industrie und Mineralölverarbeitung; Kunststoff-, Gum- 
mi- und Asbestverarbeitung 

13 

10 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden; Feinkeramik 

und Glasgewerbe 

4 

4 

23 Eisen- und NE-Metallerzeugung, Gießerei und Stahlverformung . . 

3 

4 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 

29 

27 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik; Herstellung von EBM- 

Waren, Musikinstrumenten, Sportgeräten, Spiel- und Schmuck- 
waren 

12 

12 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

2 

7 

27/28/29 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe; Nahrungs- und Genuß- 
mittelgewerbe 

4 

12 

3 Baugewerbe 

8 

5 

4 Handel 

17 

13 

40/41 Großhandel 

15 

11 

42/43 Handelsvermittlung und Einzelhandel 

2 

2 

5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

2 

— 

6 Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

3 

2 

7 Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und freien Berufen erbracht .... 

7 

10 

insgesamt . . . 

107 

107 


Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern vom 
23. Dezember 1963 (BGBl. I S. 1013). 

-) Zur Wahrung des Steuergeheimnisses sind die Ergebnisse zusainmengefaßt. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1257 


Anlage 3 


Kapitalanlage (Bar-, Sacheinlage) in Entwicklungsländern 


Beteiligung an 
Kapitalgesellschaft 

Einlage in 

Personengesellschaft 

Investition in eigener 
Betriebstätte 

insgesamt 

1963 1 1963 

1963 1 1964 

1964 1 1964 

1963 1 1964 


in 1000 DM 


4 I 5 I 6 I 7 I 8 I 9 1 10 I 11 


— 

— 

— 

— 

2 756 

• 

2 756 

. 

38 722 

72 651 

— 

698 

5 234 

1 628 

43 956 

74 977 

9 580 

19 093 

— 

— 

762 

71 

10 342 

19 164 

3 525 

4 223 

— 

438 

412 

— 

3 937 

4 661 

530 

1 911 

— 

— 

— 

— 

530 

1 911 

14 971 

21 050 

— 

— 

695 

1 235 

15 666 

22 285 

3 356 

17 673 





3 365 

322 

6 721 

17 995 

5 377 

5 233 

— 

— 

. — 

— 

5 377 

5 233 

1 383 

3 468 

— 

260 

— 

— 

1 383 

3 728 

4 380 

18 692 ' 

4 210 

10517 ' 

1 222 

7 703 

9 812 

36 912 

5 469 

5 160 1 

6 

31 1 

345 

238 

5 820 

5 429 

5319 

5 079 

6 

31 

321 

189 

5 646 

5 299 

150 

81 

— 

— 

24 

49 

174 

130 

171 

— 

— 

— 

65 

— 

236 

— 

483 

1 039 

— 

— 

— 

— 

483 

1 039 

11 517 

2 510 


— 

567 

1 505 

12 084 

4 015 

60 742 

100 052 

4216 

11 246 

10 189 

12 103 

75 147 

123 401 
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Drucksache V/1257 


Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Anlage 4 


Finanzielle Auswirkungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

in den Veranlagungszeiträumen 1963 und 1964 
nach der Rechtsform der Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland 


Rechtsform der 
Steuerpflichtigen 

Zahl der 
Steuer- 
pflichtigen 

Kapitalanlage (Bar-, Sacheinlage) 

Beteiligung an 
Kapital- 
gesellschaft 

Einlage in 
Personen- 
gesellschaft 

Investition in 
eigener 
Betriebstätte 

insgesamt 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 

1963 1 

1964 

1963 j 

1964 

in 1000 DM 

1 

2 

3 

4 1 

5 

6 1 

7 

8 1 

9 

10 1 

11 

AG 

31 

27 

34 632 

65 761 

4 210 

10517 

5 613 

8 731 

44 455 

85 009 

GmbH 

27 

27 

14 878 

12 037 

— 

— 

— 

— 

14 878 

12 037 

Personengesell- 











schaften 

33 

37 

9 463 

20 516 

— 

291 

2 323 

2 812 

11 785 

23 619 

Einzelunternehmen . 

16 

16 

1 769 

1 738 

6 

438 

2 253 

560 

4 027 

2 736 

insgesamt . . , 

107 

107 

60 742 

100 052 

4 216 

11 246 

10 189 

12 103 

75 147 

123 401 


Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern vom 
23. Dezember 1966 (BGBl. I S. 1013). 
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